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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Ausgabe 4. 


ni Ausgegeben Danzig, den 31. Januar = 


Januar 1925 


5 Inhalt. Geſetz betreffend, Aenderung der Telegraphengebühren (S. 9). — Verordnung zur Aenderung der 

Telegraphenordnung (S. 9). — Verordnung über Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland (ausſchließlich Deutſchland, 
Oeſterreich und Polen) (S. 13). — Poſtgebühren im Verkehr mit Deutſchland und Oeſterreich (S. 14). — Geſetz betreffend 
Aenderung des Geſetzes über Poſtgebühren uſw. (S 14). — Verordnuu ng über die Einkommensgrenzen im § 62 Ver⸗ 
ſorgungsgeſetz (S. 16). — Verordnung über Einziehung der Beiträge zur Krankenverſicherung (S. 17). 


4 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


f Geſetz | 
betreffend Anderung der Telegraphengebühren. Vom 28. 1. 1925, 
8 1. 


Der 81 des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 (Geſetzbl. 
S. 47) wird unter 1. Telegramme durch folgenden Wortlaut erſetzt: 
1. Telegramme. 
Die Telegraphengebühr beträgt: 
a) bei gewöhnlichen Telegrammen 8 P für jedes Wort, mindeſtens 80 P, 
b) bei Ortstelegrammen (Telegramme an Empfänger im Orts- oder Landbeſtellbezirk der 
Aufgabeanſtalt) und bei Preſſetelegrammen die Hälfte dieſer Gebühren. 


8 2. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Februar 1925 in Kraft; gleichzeitig wird die „Verordnung zur Um⸗ 
ſtellung der Telegraphen- und Fernſprechgebühren von Reichsmark auf Gulden und Pfennige vom 
24. 10. 1923 (Geſetzbl. S. 1108)“ hinſichtlich der Telegraphengebühren außer Kraft geſetzt. 
Danzig, den 28. Januar 1925. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Runge. 


5 f Verordnung 
zur Anderung der Telegraphenorduung. Vom 27. 1. 1925. 
Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
(Geſetzbl. S. 47) wird die Telegraphenordnung vom 16. Juni 1904 wie folgt geändert: 
1. Im § 1 „Benutzung des Telegraphen“ iſt als neuer Abſatz hinzuzufügen: 
III. Die Gebührenſätze für den Telegrammverkehr ſind in der Anlage zuſammengeſtellt. 
2. Im 8 2 „Einteilung der Telegramme“ unter III find im 3. Satze die Worte „anamitiſchh .. 
D „türkiſch“ zu erſetzen durch: ER 
albaniſch, amariſch, anamitiſch (quoe nen), arabiſch, armeniſch, bulgariſch, däniſeh, deutſch, 
engliſch, eſthniſch, finniſch, flämiſch, franzöſiſch, griechiſch, hebräiſch, holländiſch (niederländiſch), 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 8. 2. 1925). 


or 


6. 


Kann 


0: 


ah 


10 
riſch, isländiſch, italieniſch, japaniſch, fifuaheli (ſwaheli), kroatiſch, lateiniſch, lettiſch, litauiſch, 
luxemburgiſch, madegaſſiſch, malayiſch, norwegiſch, ouolof, perſiſch, polniſch, portugieſiſch, 
rumäniſch, ruſſiſch, rutheniſch, ſchwediſch, ſerbiſch, ſiameſiſch, floweniſch, ſpaniſch (kaſtilianiſch, 
tſchechoſlowakiſch, türkiſch und ungarisch (magyariſch). ö 


3. Im 8 3 „Allgemeine Erforderniſſe der Telegramme“ unter V, 3. Abſatz ſind die Worte „die 


unter IX feſtgeſetzte Einzelgebühr“ zu erſetzen durch: die Sondergebühr wie unter IX 
unter VIII, 1. Abſatz ſind die Worte „in Höhe der dreihundertfachen Wortgebühr für ge— 
wöhnliche Ferntelegramme“ zu ſtreichen, ebenſo unter IX 3. Abſatz die Worte „für dass 


id „Adreſſe; fie“ und im 4. Abſatz die Worte „beträgt“... Dose „ſie“ 


und „jedoch“. 
Im 8 4 „Aufgabe von Telegrammen“ unter V jmd die Worte „in Höhe“ ..... N 


„Fernverkehrs“ zu ſtreichen. 


Im 8 7 „Gebühren für gewöhnliche Telegramme“ erhält der Abf. I folgende Faſſung: 

Es werden Wortgebühren erhoben, wobei zwiſchen Ortsverkehr und Fernverkehr unterſchieden 
wird. Preſſetelegramme koſten die Hälfte der Gebühr für Ferntelegramme. 

Für ein Telegramm ſind mindeſtens 10, für ein Brieftelegramm . 20 Wörter zu 
bezahlen. Der Geſamtbetrag für ein Telegramm wird auf einen durch 5 teilbaren Pfennigbetrag 
aufgerundet. 

Ortsverkehr iſt der Verkehr innerhalb des Orts- und Landzuſtellbezirks des Aufgabeorts. 
Die Grenze des Aufgabeorts deckt ſich mit der Gemeindegrenze. Wird das Telegramm bei einer 
ſelbſtändigen Telegraphenanſtalt aufgegeben, ſo gilt für die Abgrenzung des Ortsverkehrs als Auf⸗ 
gabeort der Ort, in deſſen Orts⸗ oder Landzuſtellbezirk die Telegraphenanſtalt liegt. Ortsverkehr 
kann ferner von der Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung zwiſchen Orten zugelaſſen werden, die 
baulich zuſammenhängen. 

Im 8 8 „Dringende Telegramme“ erhält der letzte Satz folgende Faſſung: 

Die im 8 7 unter II angegebene Zustellgebühr für die Zuſtellung von Telegrammen durch 

Eiſenbahntelegraphenanſtalten wird nur einfach — wie bei gewöhnlichen Telegrammen — erhoben. 


Im § 9 „Bezahlte Antwort“ unter J iſt „8“ an allen vier Stellen zu erſetzen durch: 10. 


Im 8 11 „Empfangsanzeigen“ unter I iſt zwiſchen „kann“ und „verlangen“ einzuſchalten: gegen 


Entrichtung der feſtgeſetzten Gebühren 
Der Abſatz III iſt zu ſtreichen, die Bezeichnungen der Abſätze IV, V und VI ſind zu ändern 
in: III, IV und V. 
Im 8 14 „Vervielfältigung von Telegrammen“ unter IV erhält der zweite Satz folgende Faſſung: 
Neben der Wortgebühr wird für die zweite und jede weitere Ausfertigung eine Verviel⸗ 
fältigungsgebühr erhoben. 


In 8 15 „Seetelegramme“ 


unter IX ſind die beiden erſten Sätze durch folgendes zu erſetzen: 5 a 
Für jedes Telegramm, das durch Vermittelung der Semaphorſtationen mit Schiffen in See 
auszuwechſeln iſt, tritt zu der Gebühr für die gewöhnliche telegraphiſche Beförderung ein Zuſchlag. 


unter XIII iſt der 2. Abſatz zu ſtreichen und im letzten Abſatz ſtatt der Worte „ein feſter Zuſchlag 


in Höhe des Betrags“ zu ſetzen: der Zuſchlag wie 


Im 8 16 „Weiterbeförderung“ 

unter V I) iſt zu ſetzen ſtatt „verſehen Dass „Bernvertopust: verſehen und 
unterliegen einer vom Abſender zu entrichtenden Sondergebühr. 

unter VI find die Worte „in Höhe. iS „Fernverkehrs“ zu ſtreichen, 


16. 
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unter VII erhalten die beiden erſten Sätze folgende Faſſung: i 

Auf Verlangen des Abſenders oder des Empfängers werden Telegramme bei Dienſtſchluß der 
Zuſtellanſtalt von einer benachbarten Telegraphenanſtalt dem Empfänger durch Eilboten zugeſtellt. 
Dies geſchieht jedoch nur, wenn die Entfernung zwiſchen beiden Anſtalten nicht über 15 km beträgt. 


unter VIII find die Worte „von einem 922255 „durch Boten“ zu erſetzen durch: 
nach Punkt VII von einer der Zuſtellanſtalt benachbarten Telegraphenanſtalt durch Boten 
unter IX find die Worte „des Betrag“ biss „Fernverkehrs“ zu erſetzen durch 


einer Schreibgebühr 

Im $ 17 „Erhebung der Gebühren“ f 
unter III find der vorletzte Satz und im letzten Satze die Worte „im Betrage“ ne, 
„Fernverkehrs“ zu ſtreichen, i 
unter IV iſt zwiſchen den Wörtern „Telegramme“ und nachträglich einzuſchalten: 

gegen Zahlung beſonderer Stundungsgebühren und der vorletzte Satz („Als beſondere“ . 


bs „2 v. H. des Stundungsbetrages erhoben“) zu ſtreichen. 
Im 8 18 „Zurückziehung von Telegrammen auf Verlangen des Abſenders“ unter I find die Worte 
„des Betrags“ bis „Fernverkehrs“ zu erſetzen durch: einer Schreibgebühr 

„ Im 8 21 „Erſtattung und Nachzahlung von Gebühren“ unter IV iſt im 2. Abſatz ſtatt „Gebühr 
in“ .... bis „Fernverkehrs“ zu ſetzen: Schreibgebühr ö 
Im 5 22 „Berichtigungstelegramme“ 
unter 1 find im letzten Abſatz die Worte „den Betrag... bis? „zu entrichten“ zu 


erſetzen durch: zehn Wörter zu bezahlen. 
unter V ijt der letzte Satz zu ſtreichen. 

Hinter § 23 iſt als neuer Paragraph einzuſchalten: 

Brieftelegramme 

§ 23 a J. Brieftelegramme ſind Telegramme zu ermäßigter Gebühr, die nach den voll— 
bezahlten telegraphiſch an den Beſtimmungsort befördert, daſelbſt an die Poſtanſtalt abgegeben 
und von dieſer wie gewöhnliche Briefe auf dem nächſten Zuſtellgang abgetragen oder Abholern in 
der üblichen Weiſe ausgehändigt werden. 

II. Brieftelegramme müſſen als ſolche erkennbar und in offener deutſcher Sprache abgefaßt 
ſein. Sie erhalten vor der Anſchrift den gebührenpflichtigen Vermerk „Bkt“. Die Anwendung 
einer vereinbarten Kurzanſchrift und die Bezeichnungen „poſt⸗, „telegraphen- oder bahnhoflagernd“ 
ſind ſtatthaft. Andere Vermerke nach § 3 find unſtatthaft. Bei Eiſenbahntelegraphenanſtalten 
dürfen Brieftelegramme nicht aufgeliefert werden. Eine etwa erforderliche Nachſendung geſchieht 
brieflich und ohne neuen Gebührenanſatz. 

Die Gebühr wird auf Antrag nur dann erſtattet, wenn das Brieftelegramm durch Verſchulden 
des Betriebs verlorengegangen iſt. 

III. Der ermäßigte Gebührenſatz findet nur auf das Brieftelegramm ſelbſt Anwendung, nicht 
auch auf gebührenpflichtige Dienſttelegramme, die durch ein Brieftelegramm veranlaßt werden oder 
ſich auf ein ſolches beziehen. i 

Dieſe Anderungen treten am 1. Februar 1925 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung zur 
Anderung der Telegraphenordnung vom 27. Oktober 1923 (Geſetzbl. für die Freie Stadt Danzig 
S. 1134) außer Kraft. 5 > : 


Danzig, den 27. Januar 1925. 


Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 
a Zander. 5 ; 
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ange zur Verordnung zur Anderung der Telegraphenordunng vom 27. Januar 1925. 
Gebührenſätze 5 den Telegrammverkehr. 


Tele⸗ Tele⸗ Ge f 
en Gegenſtand enn; 0 Gegenſtand Gebühr 
Paragraph G | P Paragraph G P 
2 Hauptgebühren. Empfangsanzeige brieflich: 
1 7,1 [Gewöhnliche inländiſche Tele Inland 15 
gramme Aland — 35 
im Ortsverke r — 4 7 14, IV Vervielfältigung eines gewöhn⸗ 
5 im Fernverke rt 88 lichen Telegramm . . . — 80 
für jedes Wort Vervielfältigung eines dringen⸗ 
8) Dringende Telegramme das Drei- den Telegramm . a 
= fache für jede volle oder angefangene 
(15a) [Preſſetelegramme die Hälfte der Reihe von 100 Wörtern. 
Gebühr für Ferntelegramme. 8 Seetelegramme: Zuſchlag für 
| Für jedes Telegramm find min- 15,1X | a) Semaphortelegramme . .| 1 — 
| deſtens 10 Wörter zu bezahlen. 15, XII) b) Funktelegramme a 
(23a) Brieftelegramme für jedes Wort| = 4 Küſtengebühc t — 30 
Für jedes Brieftelegramm ſind i Bordgebüh ee 
Be mindeſtens 20 Wörter zu bez für jedes Wort. | 
} zahlen. | c) Telegramme, die funk⸗ 
gramm wird auf einen durch 5 einem deutſchen Feuerſchiff 
| 5 teilbaren Pfennigbetrag auf- und! einer deutſchen oder 
| gerundet. | Danziger Küſtenſtation auf 
: f 2 örder 
| e er en ann 1 
2 3, V Zuſtellung eines Telegramms 9 16, V [Weiterſendung eines Telegramms 


f mit ungenügender Anſchrift .“ — 60 
3, VIIL Vereinbarte Kurzanſchrift jährlich! 60 — 
3, IX Telegrammzuſtellung nach be⸗ 
| ſonderen Ortlichkeiten (Ge⸗ 
ſchäft, Wohnung) oder bei 
ſonſtigen Abweichungen von der 


als eingeſchriebener Brief von 
der letzten Telegraphenanſtalt 
| NS 2.0.1180 
10 16, VI Vorausbezahlung der Eilzu⸗ | 
| ſtellung bei Telegrammen an 
Empfänger außerhalb des Orts⸗ 


Regelzuſtellung zuſtellbezirks der Beſtimmungs⸗ | 
| Jahrespauſchgebühr 999 Telegraphenanſtalt (xp) . — 80 

N Einzelgebühnr — 60 11 16, & Schreibgebühr bei Rückzahlung 
5 4V Mitnahme eines Telegramms 5 von hinterlegtem Eilbotenlohn. — 20 

n durch die Telegraphenboten 12 17, III. Beſcheinigung der erhobenen Ge— | 
und Landzuſteller zur Auf⸗ 2 Dünvenss 1 
lieferung — 10 13 17, IV Stundung von Telegraphen⸗ 2 p. H. des 


11,1 [Empfangsanzeige telegraphiſh: 
Inland⸗Gebühr wie für ein 
Telegramm von 10 Wörtern, 
Ausland⸗Gebühr wie für ein 
Telegramm von 5 Wörtern. 


S> 


| gebühren ee 
14| 18,1 Schreibgebühr bei Zurückziehung 
f eines Telegramms, deſſen Be⸗ 
förderung noch nicht u 5 

habs ee ee 


Der Geſamtbetrag für ein Tele- 2 telegraphiſch nur zwiſchen 
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Tele⸗ 8 
4 1 Gegenſtand 
Paragraph 
15 21, IV Schreibgebühr, wenn ſich ein An⸗ 
trag auf Erſtattung von Tele⸗ 
graphengebühren als unbe⸗ 
gründet erweiſt 
Inlandsverkehr . 
Auslandsverkehr 
16 22, V Mitteilungen durch die Poſt über 
i ſchon beförderte Telegramme 
| Inlandsverfehr . 
Auslandsverkehr 


6 


Tele⸗ 


Gebühr I graphen⸗ 
m ordnung 

G P Paragraph 
ee 


= Al lee 


Verordnung 


Gegenſtand Gebühr 
. 
Wünſcht der Antragſteller auch 
Antwort durch die Poſt 
5 Inlands verkehr — 60 
Auslands verkehr. 1 20 
Beglaubigte Abſchrift eines Tele- 
gramms für jede volle oder 
angefangene Reihe von 100 
Wörtern . 


über Poſtgebühren im Verkehr mit dem Ausland (ausſchließlich Deutſchlaud, Oſterreich und Polen). 


Die Gebühren im Poſtverkehr mit dem Ausland (außer Deutſchland, 


Vom 24. 1. 1925. 


werden vom 1. Februar 1925 ab wie folgt feſtgeſetzt: 


Briefe bis 20 g 5 
für jede weiteren 20 85 

Poſtkarten 

Druckſachen für je 50 g 


Büinbenfpifendungen für ie 50 500 ; g ̃ 


Geſchäftspapiere für je 50 g 
mindeſtens aber 

Warenproben für je 50 g 
mindeſtens aber 


Miſchſendungen (zuſammengepackte Suu Geſcöft Spapiere 10 Ware 


proben) für je 50 g 


jedoch, wenn die Sendung nur Druckſachen und Warenproben enthält, 


mindeſtens . 
ſonſt mindeſtens 


die Gebühr für nicht oder 0 ne Brief 6 Ge 
das Doppelte des Bu N aber er 


Einſchreibgebühr 


Eilzuſtellgebühr für Brieffe ſſendungen ; 
Beförderungsgebühr für Wertkäſtchen für je 50 1 


mindeſtens aber 


die beſondere Gebühr für Bresche vom Absender z zu 2000 5 


die Einziehungsgebühr für jede eingelöſte Briefnachnahme . 
die Einziehungsgebühr für jedes eingelöſte Poſtauftragspapier 
die Vorzeigegebühr für jedes nicht eingelöſte Poſtauftragspapier 


Osterreich und Polen) 


Danziger Pfennige 


35 
20 
20 
10 

5 
10 
35 
10 


15 


14 
Danziger Pfennige 
Gebühr für Nachfragen (Laufgette ;;; 0 
die Gebühr für eine Unbeſtellbarkeitsmeldunn gg 70 
die Rückſcheingebühr und Gebühr für Auszahlungsſcheine 
a) falls bei Einlieferung verlangt SEN) 
b) falls nachträglich verlangt. 60 
i Die Verordnung vom 31. Oktober 1923 über Poſtgebühven im ht Verkehr 155 Kent außerdeutſchen 
und außerpolniſchen Ausland (Geſetzblatt S. 1182) tritt gleichzeitig außer Kraft. 


Danzig, den 24. Januar 1925. 
9 


Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


7 Poſtgebühren 
im Verkehr nach Deutſchland und Sſterreich. Vom 29. 1. 1925. 


Die mit Geſetz vom 28. Januar 1925 betreffend Anderung des Geſetzes über Poſtgebühren vom 
30. April 1921 und der Verordnung über die Umſtellung einiger das Poſtweſen betreffender Geſetze auf 
die Recheneinheit des Guldens vom 24. Oktober 1923 feſtgeſetzten Gebühren für Briefe, Druckſachen, 
Geſchäftspapiere, Warenproben, Miſchſendungen und Päckchen gelten vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens 
(1. Februar 1925) auch im Verkehr nach Deutſchland und, SD von den Gebühren für Päckchen, auch 
im Verkehr nach Oeſterreich. 

Die Gebühren für Poſtkarten und Blindenſchriftſendungen nach Deutſchland und Oeſterreich bleiben 
unverändert und entſprechen demnach auch weiterhin den nicht geänderten Inlandsgebühren für Poſtkarten 
und Blindenſchriftſendungen. 

Im Verkehr nach Deutſchland und Oeſterreich beträgt vom 1. Februar 1925 ab ebenſo wie im 


Inlandsverkehr 
N i dd 20 P, 
die Rückſcheingebühr a g 
a) falls bei der Einlieferung verlannnteee .. 20 P, 
nee e ern 40 P. 


Danzig, den 29. Januar 1925. 
Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 
Zander. 


8 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betreffend Ad des Geſetzes über Poſtgebühren vom 30. April 1921 (Geſetzbl. 1921 Seite 43) 
und der Verordnung über die Umſtellung einiger das Poſtweſen betreffender Geſetze auf die Rechen⸗ 
1 des Guldens vom 24. Oktober 1923 (Geſetzbl. 1923 Seite 1110). Vom 28. 1. 1925. 
8 

Das Geſetz über Poſtgebühren vom 30. April 1921 (Geſetzblatt 1021 Seite 43) in der Faſſung 

der Verordnung vom 17. Februar 1923 Geſetzbl. 1923 Seite 294) wird wie folgt abgeändert: 
1. Der zweite Abſatz des § 5 erhält folgende Faſſung: 

Zur Ermittelung des Gewichts hat der Verleger der ene e ein vollſtändiges Pflicht⸗ 

ſtück von jeder Zeitungsnummer beim Erſcheinen zu liefern. Nach dieſen Pflichtſtücken wird jedesmal 


ür bie gelb auf die fi die Abrechnung mit dem Cole erſtrockt, die Za d das 
zährend dieſer Zeit erſchienenen Zeitungsnummern und daraus das Durchſchnittsgewicht 
feſtgeſtellt, Bruchteile des Durchſchnitsgewichts von / Gramm und darüber dperden a volle Gm 
aufgerundet, Teile unter / Gramm bleiben unberückſichtigt. : FE EEE 
2. Im erſten 0 des § 6 iſt ſtatt „25 Gramm“ zu ſetzen 30 Gramm. 
; 9 2 : 
In der Anlage zur We über die Umſtellung einiger das Poſtweſen betreffender Gesche 
uf die Recheneinheit des Guldens vom 24. Oktober 1923 (Geſetzbl. Seite 1110) werden die e 
über > Gebühren unter 1 Ziffer 2 2 bis 7 und 12 a folgende exfeßt: 
2, Briefe 
a) im Ortsverkehr N 
e er „ 
über . 
e sds... el) 
b) im Fernverkehr 5 ug 
bis 0 zer ee rar 
über 0 D ee eg 
2 a , 
3. Dructſachen 
> ee A „ 
bis 
über 50 „ 
100 
250 5 
500 i N 
1 kg bis 2 kg (uur für e berfanbte, un⸗ = 40 
geteilte Druckbände) ; 
ei B „ 
. bis 100 g 
u „ 250 g 
250 „ 500 g. 32 
500 ko . i „ 
1 . bis 2 kg un: für einzeln beni un⸗ 0 
= geteilte Druckbände 8 : 
4. beſhaftsbayiere 
5 bis 250 g 
über 250 „ 500 8. 
„ 500 2 bis 1 * f : Be 
ln. ee SWS ara 
5 bis 250 VVV l fene = 
5 über 250 50 %% // „CCC 
65 . nenen Taugt engen Gr. 
1 und N en) = 
bis 250 . 8 
über 250 „ 500 g. 
e N 
Bien bis 1 kg 


16 
12. Zeitungen 
a) Zeitungsgebühr für das wöchentlich einmalige oder ſeltenere Erſcheinen 
ſowie für jede weitere Ausgabe in der Woche bei einem durchſchnitt— 
lichen Nummergewicht 


bs 30 8 2 Pfennige 
über 30 „ 50 g | | 1 
„ e = 6 
100 „ 2508 monatlich ee 
„ 250 „ 500 8 | 14 5 


1 500 1000 3 i Ber 
für das monatlich einmalige oder ſeltenere Erſcheinen die Hälfte 
davon, mit der Maßgabe, daß für Zeitungen, die ſeltener als monat⸗ 
lich erſcheinen, die Zeitungsgebühr nur für die Monate zu erheben iſt, 
in denen eine Zeitungsnummer herausgegeben worden tt. 

b) Gebühr für Sammelüberweiſungen von Zeitſchriften (Höchſtgewicht 
einer Nummer 30 g im Durchſchnitt) 
r ee et ee, 4 Pfennige. 

8 8. 
Dieſes Geſetz tritt mit Ausnahme des 81 und des 8 2 unter „12. Zeitungen“ am 1. Februar 1925 
in Kraft. Der $ 1 und der $ 2 unter „12. Zeitungen“ treten am 1. April 1925 in Kraft. 

Danzig, den 28. Januar 1925. - 

Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Runge. 


9 Verordnung 
über die Einkommeusgrenzen im § 62 Verſorgungsgeſetz. Vom 21. 1. 1925. 
1. Auf Grund des 8 62 Abſ. 5 Verſorgungsgeſetz vom 26. Auguſt 1924 (Geſetzbl. S. 389) werden 
die Einkommensgrenzen mit Wirkung vom 1. 12. 24 ab wie folgt feſtgeſetzt: 

Erreicht das neben den Verſorgungsgebührniſſen im Monat Dezember 1924 oder in einem 
ſpäteren Monat bezogene Einkommen aus öffentlichen Mitteln ($ 62 Verſorgungsgeſetz) oder das 
Privateinkommen (88 und 8 1 Abſ. 1 des Art. 10 der deutſchen Perſonal⸗Abbau⸗Verordnung, in 
Danzig eingeführt durch Geſetz vom 4. April 1924 (Geſ⸗Bl. S. 111) den Betrag von 375 Gulden, 
ſo ruht ein Zehntel der Verſorgungsgebührniſſe. Für je weitere 63 Gulden ruht ein weiteres Zehntel. l 

Die nach Abſ. 3 des § 62 Verſorgungsgeſetz für jedes Kind, für das Verſorgungsgebührniſſe 
nach dem Verſorgungsgeſetz gewährt werden, abzuſetzenden Beträge werden auf 63 Gulden feſtgeſetzt. 

Der ſteuerfreie Lohnbetrag, um den ſich das Einkommen des Verſorgungsberechtigten bei der 4 
Berechnung der Ermäßigung für die Ehefrau mindert, beträgt 75 Gulden monatlich. 3 

2. In den Fällen, in denen die Ruhensberechnungen bereits durchgeführt ſind, wird eine neue 
Rauhensberechnung wegen dieſer Anderung der Einkommensgrenzen nur auf Antrag vorgenommen. 
Bei Neufeſtſtellung von Verſorgungsgebührniſſen ſind vom 1. 12. 24 ab grundſätzlich die neuen 

Einkommensgrenzen unter Berückſichtigung des Einkommens des Monats Dezember — bei Neu— 

anträgen gegebenenfalls eines ſpäteren Monats — der Ruhensberechnung zugrunde zu legen. 

Für die Zeit vor dem 1. 12. 24 ſind in jedem Falle die Ruhensberechnungen nach den bisher 

geltenden Vorſchriften durchzuführen. i ER Be 

Danzig, den 21. Januar 1925. f 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiereinski. 
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10 VBervrdnung 
über Einziehung der Beiträge zur Kranken verſicherung. Vom 27. 1. 1925. 

Auf Grund des § 404 a der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des Geſetzes vom 
24. Auguſt 1923 (Reichsgeſetzbl. S. 911 ff.) wird zur Vereinfachung der Einziehung der Beiträge zur 
Krankenverſicherung folgendes beſtimmt: 

Artikel 1. 

Die Arbeitgeber haben denjenigen Krankenkaſſen, deren Satzungen auf Grund des 81180 Abf. 4 
der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des Geſetzes vom 24. Auguſt 1924 (Reichsgeſetzbl. S. 911 ff.) 
den wirklichen Arbeitsverdienſt der einzelnen Verſicherten als Grundlohn allgemein oder für einzelne 
Betriebe beſtimmen, ſowie den Beauftragten dieſer Krankenkaſſen auf Verlangen Auskunft zu geben über 
alle Tatſachen, die eine Meldung zu enthalten hat. Sie haben die Geſchäftsbücher oder Liſten, aus 
denen dieſe Tatſachen hervorgehen, während der Betriebszeit an Ort und Stelle vorzulegen. Auch die 
Verſicherten haben über ihren Perſonenſtand ſowie Ort und Dauer ihrer Beſchäftigung und ihren Arbeits⸗ 
verdienſt Auskunft zu geben. g a 

455 Das Verſicherungsamt kann die Arbeitgeber und die Verſicherten durch Geldſtrafen bis zu dem 
im § 879 vorgeſehenen Höchſtbetrage zur Erfüllung dieſer Pflichten anhalten. 
ö Entjtehen durch die Überwachung bare Auslagen, jo kann das Verſicherungsamt ſie auf Antrag 
der Kaſſe dem dem Arbeitgeber auferlegen, wenn er ſie durch Pflichtverſäumnis verurſacht hat. 

Auf Beſchwerde in den Fällen des Abf. 2, 3 entſcheidet das Oberverſicherungsamt endgültig. 

Artikel 2. 8 
Das lberwachungsrecht nach Artikel 1 dieſer Verordnung erſtreckt ſich nur auf Krankenkaſſen, 


deren Satzungsbeſtimmungen über die Erhebung der Beiträge nach dem wirklichen Arbeitsverdienſt der 


Verſicherten Vorſorge dafür treffen, daß 


1. diejenigen Arbeitgeber, die dem Beitragsverfahren nach dem wirklichen Arbeitsverdienſt unter⸗ 0 


liegen, auf ihren Antrag die Beiträge nach dieſem Verfahren auch für den Fall weiter ent⸗ 
richten dürfen, wenn Vorausſetzungen in Fortfall kommen, die im allgemeinen für die Er⸗ 
hebung der Beiträge nach dem wirklichen Arbeitsverdienſt Bedingung ſind; Die Koſten 
werden wie Gemeindeabgaben beigetrieben. 


2. für Verſicherte, deren Beitrag nach dem wirklichen Arbeitsverdienſt berechnet wird, ſofern ſie 0 
in einem regelmäßigen Beſchäftigungsverhältnis ſtehen, der auf den Kalendertag entfallende 


Durchſchnittsbetrag ihres Lohnes in den letzten zwei Wochen, bei Verſicherten mit ſchwankendem 


Verdienſt derjenige, der in den letzten vier Wochen als Grundlohn zu gelten hat. Bei den DE, 


Lohnangaben genügt die Angabe des Geſamtwochenlohnes. 
Eine Herabſetzung der in Abſ. 1 Satz 1 genannten Friſten iſt zuläſſig; 3 
3. von der Krankenkaſſe den Arbeitgebern koſtenlos Tabellen zur Verfügung geſtellt werden, 5 
aus denen ſich, berechnet nach den einzelnen Grundlöhnen, bis zu einer Spannung von 50 P 
der Arbeitgeber- und Arbeitnehmeranteil ergibt. Eine Abrundung des Grundlohnes und des 
ö Beitrages iſt zur Durchführung der Dreiteilung zuläſſig. 1 88 
4. die Abführung der Beiträge an die Kaſſe von den Arbeitgebern monatlich zu erfolgen hat, 
und zwar ſpäteſtens bis zum Dritten des nächſten Monats. ö 


Artikel 3. f 
Bei ſäumigen Arbeitgebern kann der Kaſſenvorſtand die in Artikel 2 Ziffer 4 vorgeſehene Friſt 
zur Abführung der Beiträge auf eine Woche herabſetzen. In dieſem Falle ſind die Beiträge für die Ver⸗ 
ſicherungspflichtigen am Montag jeder Woche für die abgelaufene Kalenderwoche fällig. 8 
N Auf Beſchwerde entſcheidet das Verſicherungsamt endgültig. e 


2 erordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kr aft. 


Das 2 Oberverſicherungsamt hat gleichzeitig mit der Genehmigung der Satzung le der une 
2 Änderungen rankenkaſſen . denen das e nach Artikel 1 dieſer 


ang, den 27. a 1925. . 


ER 3 5 Senat der Freien Stadt e 
a Sahm, P Viereinski 


Bez gsgebü ren ee A) für das Geſetzblatt für die d Freie Stadt Oper Ausgabe A u. B je 3,00 G, b) für 
ei Staaten inzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 2,25 G, e) für den Staatsanzeiger für die Freie 
eil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der 1 Poſtanftalt zu ae Für Beamte h 
f. 1922, Nr. 8⁰0 Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1 
Ei ingsgebühren betragen für die ziweigefpaltene Zeile oder deren Raum = 0,40 Gulden. 


Hhelegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
itung: Geſchä Wel des eee 2 3 — Druck von DE EDER in 1 Danzig. 


